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TOP I.3 Bericht der Länderarbeitsgruppe „Digitaler Neu-

start“ – Big Data, Algorithmentransparenz, 

Schutz von Gesundheitsdaten 

 

Berichterstattung: Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, 

Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, 

Saarland, Sachsen, Schleswig-Holstein 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister begrüßen den Be-

richt der Länderarbeitsgruppe „Digitaler Neustart“ zu den The-

menbereichen „Big Data“, „Algorithmentransparenz bei Ver-

tragsbeziehungen im Internet“ sowie „Gesundheitsdaten-

schutz“. 

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister sind der Auffassung, 

dass die zunehmend fortschreitende Automatisierung in allen 

Lebensbereichen und der Einsatz algorithmischer Entschei-

dungssysteme ständig neue Herausforderungen an das Recht 

stellen, denen es Rechnung zu tragen gilt. Mit dem vorliegen-

den Bericht leisten die Landesjustizverwaltungen auf diesem 



  
 
 
 
 

 
Seite 2 von 3 

Gebiet einen Beitrag zur Klärung des gesetzgeberischen Hand-

lungsbedarfs. 

 

3. Ausgehend von den bisherigen Ergebnissen der Arbeitsgruppe 

sehen die Justizministerinnen und Justizminister Handlungsbe-

darf zumindest in folgenden Bereichen: 

 

− Transparenz im Rahmen von Angeboten im Internet, wenn 

die Preisbildung durch Einsatz von Algorithmen für den ein-

zelnen Verbraucher personalisiert wurde („transparentes 

Preisschild“); 

 

− Offenlegung der wesentlichen Kriterien des Sortieralgorith-

mus bei der Erstellung personalisierter Trefferlisten im In-

ternet (insbesondere bei „newsfeeds“); 

 

− Schutz der Versicherungsnehmerinnen und Versiche-

rungsnehmer vor Tarifgestaltungen in Krankenversiche-

rungsverträgen, die die laufende Übermittlung hochsensib-

ler Gesundheitsdaten zum Vertragsinhalt haben. 

 

4. Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich dafür 

aus, sich dieser Handlungsfelder im Rahmen künftiger Gesetz-

gebungsvorhaben anzunehmen. Sie bitten die Bundesministe-

rin der Justiz und für Verbraucherschutz, sich – soweit erforder-

lich – auch für entsprechende Regelungen auf EU-Ebene ein-

zusetzen. 

 

5. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten den Vorsitzen-

den der Justizministerkonferenz, den Bericht an die Gesund-

heits- und an die Verbraucherschutzministerkonferenz zu über-

mitteln sowie im Hinblick auf die Bedeutung algorithmischer 
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Entscheidungssysteme für die Bewerberauswahl an die Ar-

beits- und Sozialministerkonferenz. 

 

6. Die Justizministerinnen und Justizminister unterstreichen die 

Bedeutung der weiteren Tätigkeit der Länderarbeitsgruppe „Di-

gitaler Neustart“ zu den Themenbereichen „Robotic Law“, 

„Blockchain“ und „Leistungsschutzrecht an Daten“ und bitten 

die Arbeitsgruppe, den Bericht zu diesen Themenbereichen bis 

zur Frühjahrskonferenz 2019 vorzulegen. 


